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Stadt Mühlacker – Stadtteil Großglattbach  

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite“  

 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4(1) BauGB sowie Unterrichtung der Nachbarkommunen gemäß § 2 (2) 

BauGB; Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3(1) BauGB 

 

Sachstand 

Die Unterrichtung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (TöB) gemäß § 4(1) BauGB, die Unterrichtung der Nachbarkommunen gemäß 

§ 2 (2) BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3(1) BauGB ist ordnungsgemäß erfolgt. Die Stellungnahmen sind nachfolgend im Wortlaut darge-

stellt und mit Abwägungsvorschlägen ergänzt worden.  

 

Die frühzeitige Beteiligung sowie die Unterrichtung der Kommunen sowie Behörden und Träger öffentlicher Belange fand in der Z eit vom 10.07.2023 bis 

einschließlich 09.08.2023 statt.  

 

  

Walburg, Oskar
Textfeld
Anlage 1 zu 
Sivola 008/2024
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1 Anregungen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) 

 
 

BEHÖRDEN / TÖB 

 

 

ANREGUNGEN 

 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 

1.1 Regionalverband 

Nordschwarzwald 

27.07.2023 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

»Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite« sollen die 

Planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und 

den Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaik-Anlage sowie der 

dazu erforderlichen Nebenanlagen zur Nutzung der Sonnen-

energie, Anlagen zur Fernüberwachung sowie landwirtschaft-

liche Nutzung geschaffen werden. 

Die Region Nordschwarzwald verfügt über keinen verbindli-

chen Regionalplan zur Freiflächen-Photovoltaik. Als großflä-

chig und insofern regionalbedeutsam gelten Standorte ab 

einer Größe von 3 ha. Der hier vorliegende Fall weist einen 

räumlichen Geltungsbereich von 8,6 ha auf und wäre bzw. ist 

insofern als regionalbedeutsam zu bewerten.  

Die geplante Fläche liegt in komplettem Umfang innerhalb 

eines im Teilregionalplan Landwirtschaft festgelegten Vor-

ranggebiets (Z) für die Landwirtschaft. Regional besonders 

bedeutsame Böden und Standorte, die eine ökonomisch und 

ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zent-

rale Produktionsgrundlagen geschont werden und sind als 

Vorranggebiete für die Landwirtschaft festgelegt. Insofern ist 

darauf hinzuweisen, dass Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen 

auf überwiegend landbauwürdigen Flächen, die der landwirt-

schaftlichen Nutzung vorzubehalten sind, vermieden werden 

sollen. Dieses Ziel wird im Vorhaben berücksichtigt, da eine 

landwirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich sein soll. Des 

Weiteren überlagert das Vorhaben Gebiete für Erholung und 

Tourismus (G) als auch Gebiete für den Bodenschutz (G). 

Insgesamt stehen keine regionalplanerischen Belange dem 

Vorhaben entgegen. 

 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der räumliche Geltungsbereich wurde im Norden zum 

Wald hin ergänzt und hat nun eine Größe von ca. 9,0 ha. 

Im ergänzten Bereich ist die Herstellung einer Streuobst-

wiese als Ausgleichsmaßnahme vorgesehen. 
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Der Landesweite Biotopverbund einschließlich des General-

wildwegeplans ist bei allen raumwirksamen Eingriffen abwä-

gend zu berücksichtigen (§ 10 Naturschutzgesetz, § 46 Jagd- 

und Wildtiermanagementgesetz). Im Kriterienkatalog des 

Regionalverbands Nordschwarzwald zur Suche nach Gebie-

ten für regionalbedeutsame Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

stellt der Generalwildwegeplan mit einer Gesamtkorridorbreite 

von 1.000 m ein Ausschlusskriterium dar. Auf Ebene der Re-

gionalplanung wird ausschließlich Flächensicherung betrie-

ben. Wir regen daher an, die Betroffenheit des Generalwild-

wegeplans in der konkreten Standortplanung mit der zustän-

digen Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

 

 

 

Berücksichtigung 

Das Vorhaben tangiert den Generalwildwegeplan nur rand-

lich. (Siehe Stellungnahmen / Abwägung zu den Abschnitten 

1.23 und 1.41) 

1.2 Regierungspräsidi-

um Karlsruhe Abt. 2 (Raum-

ordnung) 

09.08.2023 

Ziel und Zweck der Planung sind die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für den Bau einer PV-Freiflächenanlage, für 

die notwendige technischen Infrastruktur sowie für die ver-

kehrstechnischen Anforderungen zur Erschließung des Plan-

gebiets zu schaffen. Die Fläche unter den Solarmodulen soll 

als landwirtschaftliche Nutzfläche zur Beweidung für unter-

schiedliche Nutztiere und zum Anpflanzen verschiedener 

Pflanzenarten herangezogen werden. 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Großglattbach, ca. 500 m 

westlich der Ortslage. Es umfasst eine Fläche von ca. 8,58 ha 

und umfasst die Flurstücke Nr. 1191, 1195, 1196 sowie teil-

weise die Flurstücke Nr. 1190, 1194, 1197 und 1198. 

Das Areal wird aktuell als landwirtschaftliche Fläche genutzt. 

Topografisch fällt das Areal nach Süden ab. 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Mühlacker ist 

das Plangebiet als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. Der 

FNP wird im Parallelverfahren geändert.  

In der Raumnutzungskarte zum Regionalplan Nordschwarz-

wald ist die betreffende Fläche als Vorranggebiet für die 

Landwirtschaft (Z) dargestellt. Regional besonders bedeut-

same Böden und Standorte, die eine ökonomisch und ökolo-

gisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentrale 

Produktionsgrundlagen geschont werden. 

Die Flächen im Plangebiet werden in der Flurbilanzkarte im 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

 

 

Der räumliche Geltungsbereich wurde im Norden zum 

Wald hin ergänzt und hat nun eine Größe von ca. 9,0 ha. 

Im ergänzten Bereich ist die Herstellung einer Streuobst-

wiese als Ausgleichsmaßnahme vorgesehen. Der Gel-

tungsbereich beinhaltet die Flurstücke Nr. 1190, 1191, 

1195, 1196 vollständig, sowie Teilflächen der Flurstücke Nr. 

1194, 1197 und 1198. 

 

 

 

 

 

 

 

 



Abwägung Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite 

4 Stand 20.12.2023

Norden als „Grenzfläche“ (schlechte Böden), mittig als Flä-

chen der „Vorrangstufe II“ (mittlere Böden) und nur im Süden 

(betrifft nur Flurst.-Nr. 1198) als Flächen der Vorrangstufe I 

(gute bis sehr gute Böden) dargestellt, weshalb dort Teile des 

Flurstücks aus der Anlage ausgenommen werden sollen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Darüber hinaus ist die Inanspruchnahme der Vorranggebiete 

für die Landwirtschaft durch landwirtschaftskonforme Nutzun-

gen zulässig. Im Außenbereich privilegierte Vorhaben des 

§ 35 (1) Nrn. 1, 2, 3, 5 und 6 BauGB sind ebenfalls zulässig. 

Da das Vorhaben eine landwirtschaftliche Nutzung weiterhin 

vorsieht, ist es mit der Zielvorgabe aus dem Regionalplan 

vereinbar. 

 

Keine Anregung 

Bei der Flurbilanzkarte erfolgt die Einstufung der Bodengüte 

in einem sehr groben Raster. Nebenstehende Einstufung 

der Bodengüten bezieht sich nicht wie ausgeführt auf die 

Flurbilanzkarten, sondern tatsächlich handelt es sich um die 

Einstufung der Bodengüten nach der Flächenbilanzkarte, 

welche die Böden grundstücksbezogen beurteilt. Diese kann 

allerdings kleinräumigere Änderungen in der Bodengüte 

nicht berücksichtigen, d. h. sie mittelt unterschiedliche Werte 

über größere Teile der Grundstücksfläche, woraus sich deut-

liche Unterschiede ergeben können. Die Grundstückseigen-

tümer haben durch die langjährige landwirtschaftliche Nut-

zung ein detailliertes kleinräumiges Bild der jeweiligen Bo-

denverhältnisse. Im konkreten Fall nimmt allgemein gese-

hen die Bodengüte bei besagtem Grundstück von Westen 

nach Osten deutlich ab. Dies trifft auch auf das größere, 

nördlich gelegene Flst. 1197 zu, das in der Summe lediglich 

eine mittlere Bewertung aufweist. In beiden Fällen finden 

sich die besten Bodenqualitäten im Südwesten. Die PV-

Anlage berücksichtigt diesen Umstand, indem bei beiden 

Grundstücken der südwestliche Teil nicht im Plangebiet 

enthalten ist.  

In diesem Zusammenhang wird auf die nachfolgende Stel-

lungnahme der Abt.3 (Landwirtschaft) des RP verwiesen 

(Ziffer 1.3). 

 

Berücksichtigung 

Die erwähnten Belange der Raumordnung sind Gegenstand 

der Begründung. Ergänzend ist festzustellen, dass aus 

Sicht des RP KA – Abt. 3 (Landwirtschaft) keine agrarstruk-

turellen Belange berührt sind.  

Hinsichtlich der Belange des Tourismus (Landschaftsbild / 

Fernwanderweg) wird auf die Abwägung der Stellungnah-

me des LA Enzkreis – Gesundheitsamt (Abschnitt 1.16) 
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Des Weiteren legt der Regionalplan Nordschwarzwald für den 

Planbereich ein Vorbehaltsgebiet für Erholung und Tourismus 

(G) als auch ein Vorbehaltsgebiet für den Bodenschutz (G) fest.  

Diese Belange der Raumordnung sind in die Begründung zur 

Planung aufzunehmen und in die Abwägung miteinzustellen. 

verwiesen. Hier wurde darauf abgehoben, dass die Belan-

ge der Gewinnung regenerativer Energien im konkreten 

Fall ein größeres Gewicht haben, als die Belange von Er-

holung und des Tourismus. 

1.3 Regierungspräsidi-

um Karlsruhe Abt. 3 (Land-

wirtschaft) 

01.08.2023 

Nach Durchsicht der von Ihnen vorgelegten Unterlagen zum 

oben aufgeführten Vorhaben kommen wir zu dem Schluss, 

dass wir keine agrarstrukturellen Belange vorliegen. 

Wir begrüßen die hohe Aufständerung der Anlage, sowie die 

weitere Nutzung der Fläche durch Beweidung. Die Berück-

sichtigung der Flurbilanz, sowie die Betrachtung des Er-

tragspotenzials des Bodens sehen wir als vorbildlich an. 

Keine Anregung 

1.4 Regierungspräsidi-

um Karlsruhe Ref. 42 (Stra-

ßenbau) 

01.08.2023 

Bezüglich des Bebauungsplans »Photovoltaik-Anlage Ge-

wann Seite« haben wir keine grundsätzlichen Bedenken. 

Aufgrund der Nähe zur Landesstraße L 1125 ist sicherzustel-

len, dass ausgehend von der geplanten PV-Anlage zu keiner 

Tagzeit eine Blendwirkung auf die Verkehrsteilnehmer eintritt. 

Dies ist ggf. durch ein Blendgutachten nachzuweisen. 

Berücksichtigung 

Eine mögliche Blendwirkung der Anlage wurde gutachter-

lich untersucht. Das Ergebnis des Gutachtens fand seinen 

Niederschlag, indem im südlichen Bereich Module gewählt 

wurden, die sich nach dem Sonnenstand ausrichten (so-

genannte Tracker) und damit Blendungen vermeiden kön-

nen. 

1.5 Regierungspräsidi-

um Karlsruhe Abt. 5 (Umwelt)  

07.08.2023 

Als Stabsstelle für die Energiewende, Windenergie und Klima-

schutz (StEWK) nehmen wir zu den Belangen des Klimaschut-

zes im Zusammenhang mit der Planung wie folgt Stellung: 

 

(1) Nach § 1 (5) Baugesetzbuch (BauGB) sollen die Bauleit-

pläne insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a (5) BauGB soll bei der 

Aufstellung der Bauleitpläne den Erfordernissen des Klima-

schutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an 

den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 

 

(2) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen 

und nationalen Klimaschutzziele und -maßnahmen sollen die 

Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg gemäß § 10 

Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Stadt Mühlacker setzt sich, wie auch viele weitere 

Kommunen und Gemeinden in Baden-Württemberg, dafür 

ein, die Energiewende in Deutschland voranzutreiben. Um 

künftig von den fossilen Brennstoffen loszukommen, bedarf 

es flächendeckend eines erhöhten Angebots an 

erneuerbaren Energien und an grün produziertem Strom. 

Diesem Ziel folgend, sollen große Flächen, in und um die 

Gemeinden und Städte in Deutschland zur 

Solarenergiegewinnung und nachhaltigen Stromerzeugung 

herangezogen werden.  
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Württemberg (KlimaG BW) bis zum Jahr 2030 um 65 % ge-

genüber dem Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 

2040 wird die Netto-Treibhausgasneutralität angestrebt. 

 

(3) Gemäß der Klima-Rangfolge in § 3 (1) KlimaG BW kommt 

bei der Verwirklichung der Klimaschutzziele der Energieein-

sparung, der effizienten Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung 

und Speicherung von Energie sowie dem Ausbau erneuerba-

rer Energien besondere Bedeutung zu. Dies gilt gemäß § 3 (1) 

Satz 2 KlimaG BW auch, wenn es sich im Einzelfall um gerin-

ge Beiträge zur Treibhausgasminderung handelt. Dass es für 

das Erreichen der Klimaschutzziele besonders auf die in 

§ 3 (1) KlimaG BW genannten Maßnahmen ankommt, ergibt 

sich aus dem Umstand, dass ca. 90 % der Treibhaus-

gasemissionen energiebedingt sind. § 3 (1) Satz 2 KlimaG 

BW trägt der Tatsache Rechnung, dass der Beitrag einzelner 

Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein 

kann. Die Klimaschutzziele können nur erreicht werden, wenn 

der Klimaschutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben 

und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. Das KlimaG 

BW richtet sich daher mit einer allgemeinen Verpflichtung zum 

Klimaschutz an alle Bürgerinnen und Bürger sowie mit be-

sonderen Regelungen an das Land, die Kommunen und die 

Wirtschaft. 

 

(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 KlimaG BW zu errei-

chen, kommt es wesentlich darauf an, dass der Endenergie-

verbrauch reduziert wird. Zum anderen ist entscheidend, den 

Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch 

auszubauen. 

 

(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötig-

ten Strommenge und der mit der heute installierten Leistung 

von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 

erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage 

Um zukünftig die Gewinnung alternativer Energieformen 

auch in der Stadt Mühlacker zu sichern, soll im Stadtteil 

Großglattbach eine PV - Freiflächenanlage westlich des 

Stadtteils errichtet werden. Das Gesamtplangebiet inkl. 

Stall, Streuobstwiese und Eingrünung (freiwachsende 

Hecken) weist eine Fläche von ca. 9,0 ha auf. Das Areal 

wird aktuell als landwirtschaftliche Fläche genutzt und soll 

auch unter den Modulen weiterhin landwirtschaftlich 

genutzt werden.  
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benötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade 

auch mit Blick auf die Bauentwicklung der vergangenen Jahre. 

Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf 

internationaler und nationaler Ebene sowie auf Landesebene 

außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so früh 

wie möglich zu vermindern, da die kumulierte Menge der kli-

mawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung 

ist. 

 

(6) Das Plangebiet „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann 

Seite“ hat eine Größe von ca. 8,58 ha und befindet sich in-

nerhalb der Gemarkung Großglattbach etwa 500 m westlich 

der Ortslage. Auf diesem bislang landwirtschaftlich genutzten 

Gebiet soll eine hoch aufgeständerte Photovoltaik-

Freiflächenanlage errichtet werden, um die Fläche – neben 

der Erzeugung erneuerbaren Stroms – für eine landwirtschaft-

liche Nutzung (Beweidung durch Nutztiere, Anpflanzen ver-

schiedener Pflanzenarten) zu erhalten. Es ist davon auszuge-

hen, dass die im Plangebiet vorgesehene Anlage durch die 

Energiegewinnung aus Sonnenenergie gesamtwirtschaftlich 

positive Wirkungen auf das Klima haben wird. Begrüßt wird 

auch die geplante Bauweise mittels hoher Aufständerungen, 

da hierdurch die Überbauung der Fläche mit Solarmodulen 

relativ dicht erfolgen kann und gleichzeitig die bisherige Nut-

zung zu landwirtschaftlichen Zwecken möglich bleibt.  

Es wird gebeten, die Stabstelle Energiewende, Windenergie 

und Klimaschutz über das Ergebnis des Verfahrens zeitnah 

zu informieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

Anmerkung: mittlerweile hat sich das Plangebiet auf knapp 

9 ha vergrößert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klima-

schutz bleibt in das weitere Verfahren eingebunden.  

1.6 Regierungspräsidi-

um Stuttgart Kampfmittelbe-

seitigungsdienst  

12.07.2023 

 

Wir bedanken uns für Ihr Anschreiben. Damit wir für Sie tätig 

werden können, bitten wir Sie den beigefügten Antrag auszufül-

len, zu unterschreiben und mit Lageplänen an uns zurückzusen-

den. 

Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombar-

dierungen, die während des 2. Weltkrieges stattfanden, ist es 

ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren 

 

 

 

 

Berücksichtigung 
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eine Gefahrenverdachtserforschung in Form einer Auswer-

tung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen. 

Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als po-

tenzielle Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen. 

Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst 

Baden-Württemberg allerdings Luftbildauswertungen für Drit-

te, zur Beurteilung möglicher Kampfmittelbelastungen von 

Grundstücken auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig 

durchführen. 

Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks be-

antragt werden. Die dafür benötigten Formulare können 

auch unter www.rp-stuttgart.de (→ Service → Formulare und 

Merkblätter) gefunden werden. Bitte beachten Sie hierzu 

auch den Anhang. 

Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zurzeit min-

destens 35 Wochen ab Auftragseingang. 

Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist 

nur in dringenden Fällen (Gefahr in Verzug) möglich. Bitte 

sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 

 

Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich auf-

grund der VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst des Innenmi-

nisteriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. 

S. 342) die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes 

Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den Transport und 

die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken. 

Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche 

nach und die Bergung von Kampfmitteln kann vom Kampfmit-

telbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen 

vollständige Kostenerstattung übernommen werden. Soweit der 

Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für 

diese Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 

Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich 

zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es liegt ein Gutachten der UXO PRO Consult vom 

22.11.2023  Baugrund vor. 

Die Auswertung der Luftbildaufnahmen hat in 

Zusammenhang mit der erörterten Literatur den Verdacht 

der Kontamination des Erkundungsgebietes mit 

Kampfmitteln nicht bestätigt. Nach jetzigem Kenntnisstand 

sind keine weiteren Maßnahmen notwendig. 

 

 

 

 

Keine Anregung 
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Anlage: Broschüre Kampfmittelfrei Bauen 

1.7 Regierungspräsidi-

um Stuttgart Ref. 8 (Landes-

amt für Denkmalpflege) 

17.07.2023 

Seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine 

Bedenken gegen die geplanten Maßnahmen. 

Wir bitten jedoch, folgenden Hinweis auf die Regelungen der 

§§ 20 und 27 DSchG in die Planungsunterlagen aufzuneh-

men. 

 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten ar-

chäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies 

gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehör-

de oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) 

oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffälli-

ge Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 

Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 

erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 

Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei 

der Sicherung und Dokumentation archäologischer Sub-

stanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauab-

lauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in 

Kenntnis gesetzt werden. 

Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies 

aus den Planunterlagen ersichtlich ist, nicht direkt betroffen. 

 

 

Berücksichtigung 

Der in den Hinweisen zum Bebauungsplan enthaltene 

Passus wird durch den vorgeschlagenen Text ersetzt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

1.8 Regierungspräsidi-

um Freiburg – Landesamt für 

Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau (LGRB) 

27.07.2023 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissen-

schaftliche und bergbehördliche Belange äußert sich das 

Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) auf 

der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner 

regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 

 

Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 

Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 

vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Über-

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

 

 

 



Abwägung Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite 

10 Stand 20.12.2023

sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotechnischer 

Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 

Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, emp-

fiehlt das LGRB andernfalls die Übernahme der folgenden 

geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB 

vorhandenen Geodaten im Ausstrichbereich von Gesteinen 

der Meißner-Formation und des Trigonodusdolomits (beide 

Oberer Muschelkalk). Diese werden örtlich von quartären 

Lockergesteinen (Lösslehm, holozäne Abschwemmmassen) 

mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Aus-

trocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des toni-

gen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 

Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschlie-

ßen. Nach Auswertung des digitalen Geländemodells 

befinden sich Verkarstungsstrukturen in der näheren 

Umgebung (ca. 500 m westlich). Sollte eine Versicke-

rung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 

wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeits-

blatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die 

Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versi-

ckerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr ei-

ner Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie 

ggf. von Sulfatgesteinslösung im tieferen Untergrund 

sollte in der Südhälfte des Plangebiets von der Errich-

tung technischer Versickerungsanlagen (z.  B. Sicker-

schächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur 

Versickerung) Abstand genommen werden. Wegen der 

Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei An-

lage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden 

Abstand zu Fundamenten zu achten. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weite-

 

 

 

Teilweise Berücksichtigung 

Ein Baugrundgutachten wurde mittlerweile erstellt; dessen 

Aussagen wurden in die Hinweise bzw. Begründung zum 

B-Plan übernommen. Die Übernahme des vorgeschlage-

nen Hinweis-Textes erübrigt sich daher. 

Laut Baugrundachten ist das Plangebiet für den vorgesehe-

nen Zweck hinsichtlich der Geologie grundsätzlich geeignet. 
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ren Planungen oder von Bauarbeiten (z.  B. zum genauen 

Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 

Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwas-

ser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungs-

bedingter Fehlstellen wie z.  B. offenen bzw. lehmerfüllten 

Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchun-

gen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-

vates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

Boden  

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise 

oder Anregungen vorzutragen. 

Generell der Hinweis, dass nach § 2 (3) Landes-Bodenschutz- 

und Altlastengesetz (LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, 

die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbe-

baute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein 

Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen, 

schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden 

im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -

durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Boden-

schutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen. 

 

Mineralische Rohstoffe 

Das Plangebiet liegt fast vollständig in einem prognostizierten 

Kalksteinvorkommen des Oberen Muschelkalks mit der Vor-

kommensnr. L 7118-37.2 (Bearbeitungsstand: 10/2003). Es ist 

in der vom LGRB landesweit digital erstellten Karte der mine-

ralischen Rohstoffe von Baden-Württemberg 1: 50 000 (KMR 

50) dargestellt. Die dort veröffentlichten oberflächennahen 

Steine-Erden-Rohstoffvorkommen werden nach landesweit 

einheitlichen Kriterien abgegrenzt und bewertet. In der dazu-

gehörigen Vorkommensbeschreibung werden die rohstoffgeo-

logischen Gegebenheiten erläutert. 

Das Rohstoffvorkommen und die dazugehörigen Vorkom-

mensbeschreibungen können über den LGRB-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Die Fläche, auf die das Vorhaben direkt einwirkt, ist insge-

samt größer als 0,5 ha, Ein Bodenschutzkonzept wird da-

her erstellt. Es reicht aus, wenn dieses bis zum Satzungs-

beschluss, ggf. auch bis zur Baugenehmigung vorliegt.  

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung  
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Geodatendienst (LGRB-Kartenviewer, https://maps.lgrb-

bw.de/?app=lgrb& view =lgrb_roh) visualisiert werden [The-

ma / Themen: „Rohstoff- geologie/Rohstoffvorkommen: Karte 

der mineralischen Rohstoffe 1:50.000 (KMR 50)/KMR 50: 

Rohstoffvorkommen“; Aufruf der Vorkommensbeschreibungen 

durch Nutzung des Info-Buttons beim Thema „KMR 50: Roh-

stoffvorkommen“]. 

Die Geodaten des Themenbereichs Rohstoffgeologie können 

als WMS-Dienst registrierungs- und kostenfrei in die eigene 

GIS-Umgebung eingebunden werden (https://produkte.lgrb-

bw.de/ catalog/list/?wm_group_id=20000) und 

(https://produkte.lgrb-bw.de/docPool/WMS-Handout.pdf). Er-

gänzend wird auf die Ausführungen unter 

https://produkte.lgrb-bw.de/informationssysteme/ neuigkeiten 

und die Hinweise in den LGRB-Nachrichten 07/2016 und 

04/2018 verwiesen (https://www.lgrb-

bw.de/aktuell/lgrb_nachrichten/index_html?download_art_dow

n=8).  

Gegen die Planungen bestehen von rohstoffgeologischer 

Seite keine Einwendungen.  

 

Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren 

des LGRB als Träger öffentlicher Belange vonseiten der 

Landeshydrogeologie und –geothermie (Referat 94) keine 

fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 

Auszügen daraus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches Übersichts-

gutachten, Detailgutachten oder hydrogeologischer Bericht 

vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwor-

tungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.  

Sofern vorhanden, wird auf frühere Stellungnahmen des 

LGRB zum Planvorhaben verwiesen. 

Die hydrogeologischen und geothermischen Untergrundver-

hältnisse können dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

Im Zuge des Bodengutachtens wurden auch Untersuchun-

gen zur Hydrologie angestellt. Grundwasser wurde nicht 

angetroffen, mit Schicht- bzw. Sickerwässern muss jedoch 

aufgrund der Bodenbeschaffenheit gerechnet werden. 
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LGRB (1:50.000) (LGRB-Kartenviewer https://maps.lgrb-

bw.de/? view=lgrb_geola_hyd) und LGRBwissen 

(https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie) sowie dem In-

formationssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-

Württemberg“ (ISONG, https://isong.lgrb-bw.de/) entnommen 

werden. 

Die Geodaten zu rechtskräftig festgesetzten, fachtechnisch 

abgegrenzten, geplanten und im Verfahren befindlichen Was-

serschutzgebieten werden von den unteren Wasserbehörden 

der Stadt- und Landkreise vorgehalten. Das Planungsvorha-

ben liegt nach Kenntnis des LGRB außerhalb von bestehen-

den oder geplanten Wasserschutzgebieten. 

Im Bereich des Planungsvorhabens ist zementangreifendes 

Grundwasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine nicht auszu-

schließen.  

Aktuell findet im Plangebiet keine hydrogeologische Bearbei-

tung durch das LGRB statt.  

 

Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Berg-

bau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von 

Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 

Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 

 

Geotopschutz  

Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaft-

lichen Naturschutzes nicht tangiert.  

 

Allgemeine Hinweise  

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem 

bestehenden geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über 

die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des 

LGRB (https://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, wel-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Laut geologischem Gutachten wurde kein Grundwasser 

erbohrt 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

 

 

 

Keine Anregung 
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ches im Internet unter der Adresse https://lgrb-

bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver 

Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 

1.9 Regierungspräsidi-

um Freiburg, Ref. 8 (Forstdi-

rektion) 

Kein Eingang.  

1.10 Landratsamt Enz-

kreis (LRA) – Amt für Bau-

recht und Naturschutz 

04.08.2023 

Naturschutz 

Zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Photovoltaik-

Anlage im Gewann „Seite“ auf Gemarkung Großglattbach 

liegen gegenwärtig (Stand: 14.04.2023) die spezielle arten-

schutzrechtliche Prüfung (saP) gemäß § 44 BNatSchG sowie 

die Erläuterungen zur Natura 2000-Vorprüfung vor. Der Um-

weltbericht mit Grünordnungsplan wird noch erstellt. Insofern 

sind die nachfolgenden Aussagen als vorläufig zu betrachten. 

Erst nach Vorlage des Umweltberichts kann eine abschlie-

ßende Stellungnahme erfolgen. 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungspla-

nes beinhaltet die Flurstücke mit Nrn. 1191,1195, 1196 und 

teilweise die Flurstücke mit Nrn. 1190, 1194, 1197, 1198. Damit 

umfasst der Geltungsbereich eine Gesamtfläche von ca. 

8,58 ha. Sämtliche Flurstücke werden ackerbaulich genutzt und 

liegen in der landwirtschaftlichen Vorrangflur. Es ist vorgesehen 

den Flächennutzungsplan entsprechend zu ändern. 

 

Der noch zu erstellende Umweltbericht mit Grünordnungsplan 

muss neben der Vorhabenbeschreibung und der landschafts-

planerischen Einordnung eine Betrachtung der Auswirkungen 

auf die Schutzgüter vornehmen; Vermeidungs- / Minimie-

rungsmaßnahmen aufzeigen und eine qualitative Eingriffs- / 

Ausgleichsbilanzierung enthalten. 

 

 

 

Schutzgebiete (Natura 2000, NSG, LSG, ND, § 30 Biotope 

nach BNatSchG) sind von der Planung nicht betroffen. Das 

 

Keine Anregung 

 

 

 

Berücksichtigung 

Der Umweltbericht liegt mittlerweile vor und wird im Rah-

men der anstehenden formellen Beteiligung der Natur-

schutzbehörde übermittelt 

 

Keine Anregung 

Tatsächlich wurde der Geltungsbereich neu abgegrenzt. Es 

liegen nun die Flurstücke mit Nrn.1190, 1191,1195, 1196 

vollständig und die Flurstücke mit Nrn., 1194, 1197, 1198 

teilweise innerhalb des Geltungsbereich des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans die Größe des 

Plangebiets beträgt ca. 9 ha. 

 

Berücksichtigung 

Der Umweltbericht mit Grünordnungsplan wird neben der 

Vorhabenbeschreibung und der landschaftsplanerischen 

Einordnung eine Betrachtung der Auswirkungen auf die 

Schutzgüter vornehmen; Vermeidungs- / 

Minimierungsmaßnahmen aufzeigen und eine qualitative 

Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung enthalten. 

 

 

Keine Anregung 

In der Begründung bzw. im  Umweltbericht werden die 
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FFH-Gebiet 7018-342 „Enztal bei Mühlacker“ grenzt unmittel-

bar nördlich vom Lomersheimer Weg mit Wald an. Der 30 m 

Waldabstand bleibt gewahrt.  

Die benötigten Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind 

flächenscharf darzustellen und müssen außerhalb von sensib-

len Bereichen wie z. B. Streuobstbeständen oder dem Wald-

rand liegen (Schutz von Zauneidechsenhabitaten am Wald-

rand). Dauergrünland soll möglichst nicht, FFH-Mähwiesen 

dürfen keinesfalls belegt werden (zu beachten: § 30 (2) Nr. 7 

BNatSchG).  

Die spezielle Artenschutzrechtliche Prüfung (saP) ergibt er-

wartungsgemäß für die Feldlerche einen Ausgleichsbedarf, 

um Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG nicht auszulö-

sen. Dabei handelt es sich um Maßnahmen zum vorgezoge-

nen Funktionsausgleich (CEF-Maßnahmen) für die entfallen-

den Brutreviere der Feldlerche. Dies ist in der saP auch als 

CEF-Maßnahme zu bezeichnen. Die Funktionalität der CEF-

Maßnahmen vor Baubeginn ist sicherzustellen. 

Die dargestellten Ausgleichsmaßnahmen entsprechen im 

Wesentlichen der Konvention (Anlage von 4 Lerchenfenstern 

mit einer Fläche von ca. 20 m² und einer Verteilung von 2 

Stück/ha). Die Blühstreifen hingegen sind mehrjährig anzule-

gen und zu gering dimensioniert (2 Streifen von 20 m × 3 m). 

Aus naturschutzfachlicher Sicht sind mehrjährige Blühstreifen 

mit je 1.000 m² Fläche anzulegen. 

Mit der Umsetzung der Maßnahmen ist für den gesamten Bau-

zeitraum vom Bauherrn eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) 

zu beauftragen. Die ÖBB stellt sicher, dass die notwendigen 

Schutzmaßnahmen durchgeführt, unnötige Beeinträchtigungen 

und Beschädigungen vermieden und die ökologische Funktio-

nalität speziell in Bezug auf die Feldlerche, erfüllt werden. 

Die ÖBB ist der UNB namentlich und mit Kontaktdaten vor 

Baubeginn zu benennen. 

Nach Abschluss der erfolgreich eingerichteten CEF-

Maßnahmen muss im Anschluss eine dauerhafte Folgepfle-

Schutzgebiete behandelt. 

 

 

Berücksichtigung 

Ist nicht Gegenstand des B-Plans, sondern der späteren 

Bauausführung. 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die saP wurde diesbezüglich angepasst. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Eine ÖBB wird durchgeführt. 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Ein Monitoring wird durchgeführt. Die Flächen werden öf-
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ge der CEF-Flächen und ein damit verbundenes Monitoring 

erfolgen, um den Maßnahmenerfolg zu dokumentieren bzw. 

sicherzustellen. Sollte eine notwendige Änderung der Maß-

nahmenvorgaben bzw. deren Modifizierung oder ein nach-

träglicher Bedarf festgestellt werden, hat das Fachbüro, wel-

ches das Monitoring durchführt, in Absprache mit der Unte-

ren Naturschutzbehörde entsprechende Entscheidungen 

diesbezüglich zu treffen. 

Die Ausgleichsflächen für die Feldlerche sind dabei dauerhaft 

und funktionsfähig zu erhalten sowie gegen unbefugtes Betre-

ten zu sichern. 

Neben der Sicherung der CEF-Maßnahmen sind daher 

auch die CEF-Flächen dauerhaft zu sichern, d. h. Eintrag 

einer Reallast:  

Beispiel für die Formulierung: 

Zur Sicherung der unter Nr. Ziff. xxx genannten Maßnah-

men (hier zitieren aus Maßnahmenbeschreibung) bestellt 

der Grundstückseigentümer auf Grundstück Flst.Nr. xxx 

eine auf dem Grundstück bestehende dauerhafte Reallast, 

die über den Tod des Eigentümers hinaus andauern und 

dem Grundstück somit dauerhaft anhaften soll, zugunsten 

der Stadt Mühlacker. Die Beendigung darf nur mit Zustim-

mung der Stadt Mühlacker erfolgen (§ 4 c BauGB). Die 

Eintragung der vorstehenden Reallast mit den dazu ge-

troffenen Bestimmungen wird hiermit bei dem belasteten 

Grundstück bewilligt und beantragt.“ Der Nachweis in 

Form der Eintragungsbewilligung muss dabei gegenüber 

der Untere Naturschutzbehörde erfolgen, dass die in der 

Abwägung geforderte dingliche Sicherung der CEF-

Maßnahme durch Bestellung einer Reallast vor Satzungs-

beschluss erfolgt ist. Die Gemeinde muss die Eintragung 

der Reallast dazu beim Grundbuchamt Maulbronn bean-

tragen.  

 

Die Erläuterungen zur Natura 2000-Vorprüfung sind nachvoll-

fentlich-rechtlich gesichert. Dies wird im Durchführungsver-

trag geregelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Flächen werden im Durchführungsvertrag und auch 

dinglich gesichert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 
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ziehbar. Das Plangebiet steht im räumlich-funktionalen Zu-

sammenhang mit dem FFH-Gebiet. Allerdings beinhaltet der 

Managementplan (MaP) zum FFH-Gebiet „Enztal bei Mühl-

acker“ im Planungsbereich überwiegend waldbauliche Erhal-

tungsmaßnahmen zum Schutz von Lebensstätten und Arten 

sowie Maßnahmen zur Erhaltung und Entwicklung von exten-

siv genutztem Grünland und Streuobstwiesen.  

Die anlage-, betriebs- und baubedingten Auswirkungen sind 

nach Aussage der bisherigen Planunterlagen nicht geeignet, 

eine erhebliche Beeinträchtigung von FFH-Lebensraumtypen 

und/oder Arten hervorzurufen. Allerdings bleibt der Umweltbe-

richt abzuwarten, erst dann wird die UNB den Prüfbericht zur 

Natura 2000 Vorprüfung ausfüllen. 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

1.11 Landratsamt Enz-

kreis 

– Umweltamt 

04.08.2023 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

„Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite“ beabsichtigt 

die Stadt Mühlacker im Stadtteil Großglattbach auf einer ak-

tuell landwirtschaftlich genutzten Fläche eine Photovoltaik-

Freiflächenanlage auf ca. 8,6 ha ca. 500 m westlich der Orts-

lage zu errichten. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

wurden wir um Stellungnahme gebeten.  

 

Fachthemenbezogen wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Abwasser / Oberflächengewässer 

Im Plangebiet existieren keine oberirdischen Gewässer. Eine 

Stellungnahme zu dieser Themenstellung ist daher nicht 

erforderlich.  

Laut Punkt 6 der Begründung zum BBP soll die Fläche unter 

den Solarmodulen wie bisher als landwirtschaftliche Nutzflä-

che genutzt werden. Als einzige Vorgaben zum Thema 

»Entwässerung« sind nach Punkt 1 der örtlichen Bauvor-

schriften Betriebsgebäude mit begrünten Flachdächern aus-

zuführen und nach Punkt 2 der örtlichen Bauvorschriften 

Privatwege wasserdurchlässig zu befestigen, soweit keine 

Gefahr des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen be-

Keine Anregung 

Der räumliche Geltungsbereich wurde im Norden zum 

Wald hin ergänzt und hat nun eine Größe von ca. 9,0 ha. 

Im ergänzten Bereich ist die Herstellung einer Streuobst-

wiese als Ausgleichsmaßnahme vorgesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 
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steht und soweit es technisch und/oder rechtlich nicht an-

ders geboten ist. Es ist somit offenbar beabsichtigt, anfal-

lendes Niederschlagswasser aus dem Plangebiet breitflächig 

zu versickern. Auch wenn die uns vorgelegten Unterlagen 

keine Informationen darüber enthalten, ob dies aufgrund der 

Bodeneigenschaften unter Berücksichtigung der Verände-

rungen durch bauliche Eingriffe und den Betrieb der Anlagen 

schadlos möglich ist, bestehen unsererseits dagegen keine 

grundlegenden Einwände. Wir weisen jedoch darauf hin, 

dass bei ggf. erforderlichen Reinigungsarbeiten als Reini-

gungsmittel dann lediglich Wasser ohne Reinigungsmittelzu-

sätze verwendet werden darf, um einen Eintrag von wasser-

gefährdenden Stoffen in Gewässer zu verhindern. Punkt 2 

der örtlichen Bauvorschriften ist dahingehend zu konkretisie-

ren.  

 

Grundwasserschutz, Bodenschutz und Altlasten 

Das Vorhaben liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes. 

Im Grundsatz bestehen zu dem vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan Photovoltaik keine Einwendungen. 

Es ist jedoch sicherzustellen, dass die betroffene Fläche 

dauerhaft begrünt wird, um so einerseits die Bodenerosion 

auf das unabdingbare Maß zu reduzieren und andererseits 

die dortigen Bodenfunktionen (BBodSchG) so wenig wie 

möglich zu beeinträchtigen.  

 

Immissionsschutz 

Die Stadt Mühlacker plant auf der Gemarkung Großglattbach 

auf einer im Moment landwirtschaftlich genutzten Fläche die 

Errichtung von Photovoltaik Module. Die geplante PV-

Freiflächenanlage umfasst eine Fläche von ca. 8,6 ha und 

liegt etwa 500 m westlich zum Ortsrand. Da die lichte Höhe 

unter den Modulen mindestens 240 cm beträgt, kann eine 

weitere landwirtschaftliche Nutzung z.  B. durch Beweidung 

bewirtschaftet werden.  

Die Bodeneigenschaften lassen keine Probleme bei der 

Versickerung des Niederschlagswassers erwarten. 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die örtlichen Bauvorschriften bieten hierzu allerdings keine 

Handhabe. Es erfolgt eine entsprechende Bestimmung über 

den Durchführungsvertrag. 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Begrünung der Fläche ergibt sich bereits aus der ge-

planten parallelen Nutzung für die Weidewirtschaft, aber 

auch aus den Festsetzungen des B-Plans bzw. des Grün-

ordnungsplans. 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

 

Der räumliche Geltungsbereich wurde im Norden zum 

Wald hin ergänzt und hat nun eine Größe von ca. 9,0 ha. 

Im ergänzten Bereich ist die Herstellung einer Streuobst-

wiese als Ausgleichsmaßnahme vorgesehen. 

 

Berücksichtigung 

Eine mögliche Blendung durch PV-Module auf der L 1125 
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Aus Sicht des Immissionsschutzes werden keine störenden 

Immissionen vonseiten der Photovoltaik-Anlage im Moment 

erwartet, es wird aber darauf hingewiesen, dass im Falle einer 

erweiterten Ansiedlung sich dies ändern könnte und somit die 

Blendung neu betrachtet werden sollte. 

 

wurde gutachterlich untersucht. Nach Anpassung der PV-

Module sind keine Blendeffekte zu erwarten. Im Falle einer 

zukünftig heranrückenden Wohnbebauung werden mögli-

che Blendeffekte in die Überlegungen mit eingestellt.  

1.12 Landratsamt Enz-

kreis 

– Landwirtschaftsamt  

04.08.2023 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans umfasst die Flurstücke 1191,1195, 1196 und zu Teilen 

die Flurstücke Nr. 1190, 1194, 1197 und 1198. Die Flurstücke 

ergeben eine Fläche von ca. 8,58 ha und werden aktuell 

landwirtschaftlich als Acker genutzt. 

 

 

Nach der digitalen Flurbilanz 2022 sind die Flächen als Vor-

rangflur einzustufen. Es handelt sich aus landwirtschaftlicher 

Sicht um sehr wertvolle Standorte zur Erzeugung hochwertiger 

Nahrungs- und Futtermittel. Diese wertvollen Böden müssen 

daher für nachfolgende Generationen zur landwirtschaftlichen 

Bodenertragsnutzung vorbehalten werden, weshalb eine 

Fremdnutzung ausgeschlossen werden muss.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im benach-

teiligten Gebiet entsprechend der Freiflächenöffnungsverord-

nung des Landes Baden-Württemberg. 

 

 

Laut Teilregionalplan Landwirtschaft liegt das Planungsgebiet in 

einem Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft und stellt damit eine 

regional bedeutsame Fläche für die Landwirtschaft dar. Regional 

bedeutsame Flächen für die Landwirtschaft sind als Vorbehalts-

gebiete für die Landwirtschaft festgelegt und in der Raumnut-

zungskarte dargestellt. Die Vorbehaltsgebiete für die Landwirt-

schaft sollen vorwiegend der landwirtschaftlichen Nutzung vor-

behalten bleiben. Sie sollen für andere Nutzungen nur in einem 

unbedingt notwendigen Umfang in Anspruch genommen wer-

den, wenn Alternativen außerhalb der Vorbehaltsgebiete fehlen.  

Keine Anregung 

Tatsächlich wurde der Geltungsbereich neu abgegrenzt. Es 

liegen nun die Flurstücke mit Nrn.1190, 1191,1195, 1196 

vollständig und die Flurstücke mit Nrn., 1194, 1197, 1198 

teilweise innerhalb des Geltungsbereich des vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplans die Größe des Plangebiets be-

trägt ca. 9 ha. 

Keine / Teilweise Berücksichtigung 

Diese Darstellung ist aufgrund der groben Betrachtungs-

ebene der Flurbilanzkarte nicht ganz zutreffend. In der 

ebenso verfügbaren Flächenbilanzkarte erfolgt eine klein-

teiligere Betrachtung der Böden. Demnach handelt es sich 

beim südlichsten Flurstück des Plangebietes nur zu einem 

geringen Teil um landwirtschaftlich hochwertige Böden 

(Vorrangstufe 1 der Flächenbilanzkarte). Der weit überwie-

gende Teil der überplanten Fläche befindet sich auf Böden 

von mittlerer bis geringerer Güte. Die Bereiche mit den 

hochwertigsten Böden wurden ausgespart. (Siehe Stn. RP 

Raumordnung, Ziffer 1.2 S. 3) 

Es handelt sich um einen Zielkonflikt zwischen zukunftsori-

entierter regenerativer Energiegewinnung und landwirt-

schaftlicher Nutzung. Dieser Konflikt wird entscheidend ab-

gemildert, indem die landwirtschaftliche Nutzung durch die 

zusätzlich geplante Weidewirtschaft erhalten bleibt. Es er-

folgt darüber hinaus kein Eingriff in den Boden, der eine 

landwirtschaftliche Nutzung nachhaltig beeinträchtigt.  

Alternativen existieren in der näheren Umgebung nicht. An-

dere geprüfte Flächen wiesen entweder keine günstige 

Südexposition auf oder befanden sich in Schutzgebieten.  
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Wie dargelegt, handelt es sich im Planungsgebiet um agrar-

strukturell / landwirtschaftlich hochwertige Bögen. Aufgrund 

dessen haben wir agrarstrukturelle Bedenken vorzubringen. 

 

Nach § 15 (3) BNatSchG sind bei der Auswahl der Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen agrarstrukturelle Belange zu berück-

sichtigen. Es sind dafür die landwirtschaftliche Nutzung be-

sonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang bei 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Anspruch zu nehmen. 

Dies ist bei der weiteren Planung zu berücksichtigen.  

Zudem möchten wir darauf hinweisen, dass nach § 15 (6) 

BNatSchG die zuständige Landwirtschaftsbehörde bei der 

Auswahl der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die 

ausgewiesenen Flächen zu beteiligen ist. Gerne unterstüt-

zen wir bei der Suche von Flurstücken und der Entscheidung 

von Maßnahmen. 

 

 

s. o. 

 

 

 

Berücksichtigung 

Landwirtschaftlich hochwertige Böden werden für Aus-

gleichsmaßnahmen nach Möglichkeit nicht in Anspruch 

genommen. 

 

 

Keine Anregung 

1.13 Landratsamt Enz-

kreis  

– Amt für nachhaltige Mobili-

tät 

04.08.2023 

Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen wird aus straßen-

baulicher Sicht wie folgt Stellung genommen: 

Gegen den Bebauungsplan bestehen aus straßenbaulicher 

Sicht folgende Bedenken und Einwendungen: 

 

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar nördlich der L 1125. Die 

Blendung von Verkehrsteilnehmern entlang der L 1125 ist aus-

zuschließen. Bei dem Verdacht einer möglichen Blendung der 

Verkehrsteilnehmer – auch Radfahrender entlang des straßen-

begleitenden Radweges – wird empfohlen ein sogenanntes 

Blendgutachten durchzuführen. Kraftfahrzeugfahrer, aber auch 

Radfahrende (inklusive E-Bike-Fahrende) müssen „auf 

Sicht“ fahren können und andere Fahrzeuge, Verkehrszeichen, 

Lichtsignale oder Hindernisse auf ihrem Weg erkennen. Bei 

starken Blendungen aus der Fahrtrichtung wird diese Fähigkeit 

so weit eingeschränkt, dass es zu gefährlichen Situationen 

kommen kann.  

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Es wurde ein Gutachten erstellt, das mögliche Blendeffekte 

auf Verkehrsteilnehmer untersucht. Es wurden entspre-

chende Maßnahmen zur Vermeidung von Blendeffekten 

ergriffen (siehe auch Abschnitt 1.4) 
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Auf Folgendes wird bereits jetzt hingewiesen: 

Südlich und westlich des Plangebiets verlaufen ausgewiesene 

Hauptrouten 2. Ordnung im Radverkehrsnetz des Enzkreises. 

Sollten diese Wege im Rahmen der Realisierung der Photo-

voltaik-Anlage für den Baustellenverkehr benötigt werden, so 

ist für den gesamten Zeitraum der Realisierung für den Rad-

verkehr eine mit dem Amt für Nachhaltige Mobilität abge-

stimmte Umleitungsstrecke auszuweisen. Ggf. auftretende 

Schäden entlang der Radrouten durch das Befahren mit Bau-

stellenfahrzeugen sind nach der Baumaßnahme zu beseiti-

gen. 

Keine Berücksichtigung 

Verkehrswege sind nicht Gegenstand des B-Plans. Die 

Baustelleneinrichtung wird jedoch vor der Bauausführung 

im Bedarfsfall mit dem LRA abgestimmt. 

1.14 Landratsamt Enz-

kreis 

– Forstamt  

04.08.2023 

Wald im Sinne des § 2 LWaldG befindet sich nördlich des BBP-

Gebiets. Das Forstamt nimmt daher wie folgt Stellung: 

Die Darstellung des Vorhabengebiets in den „Erläuterungen 

zur NATURA-2000-Vorprüfung“ (Stand. 14.04.2023) weicht in 

Teilen von der Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs 

des Vorentwurfs der Planzeichnung (Stand 03.05.2023) ab. 

Da der Vorentwurf das jüngere Datum aufweist, wird davon 

ausgegangen, dass dort die aktuelle Abgrenzung dargestellt 

wird. Dieser zufolge ist vom Wald zur Baugrenze ein Abstand 

von 30 Metern eingehalten. Zwar handelt es sich bei PV-

Anlagen nicht um bauliche Anlagen mit Feuerstätten bzw. 

Gebäude, sondern um bauliche Anlagen ohne Feuerstätte, 

dennoch kann bei Unterschreitung des gem. § 4 (3) LBO ge-

forderten Waldabstands eine Gefährdung der Anlagen nicht 

ausgeschlossen werden. Durch den Klimawandel wird mit 

einer weiteren Zunahme der Intensität von Extremwetterer-

eignissen (u. a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Das Risiko 

von Sturmwurf/-bruch, aber auch vom Herabfallen einzelner, 

auch starker Äste wird aller Voraussicht nach erheblich zu-

nehmen. 

Die Waldabstandsvorschrift in § 4 (3) LBO hat unter anderem 

aber auch das Ziel, Waldbrände zu vermeiden (bauliche Anla-

gen mit Feuerstätten). Durch die Produktion elektrischer 

Energie (u. a. Wechselrichter, Trafostation) geht von Solaran-

 

 

Berücksichtigung 

Die NATURA-2000-Vorprüfung wurde berichtigt. 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Der Waldabstand von 30 m ist eingehalten.  
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lagen eine potenzielle Feuer- und somit Waldbrandgefahr 

aus. Die Brandgefahr für Waldbestände wird jedoch, bedingt 

durch die im Klimawandel prognostizierten anhaltenden Tro-

ckenperioden, weiter zunehmen.  

Eine Unterschreitung des gesetzlichen Waldabstands ist für 

die angrenzenden Grundstücks- bzw. Waldeigentümer regel-

mäßig mit erhöhten Aufwendungen bei der Waldbewirtschaf-

tung verbunden (u. a. aufwendigere Holzernteverfahren inkl. 

Sicherungsvorkehrungen, Verkehrssicherungskontrollen /-

maßnahmen). Teilweise können diese die gesetzlich erforder-

liche ordnungsgemäße Waldbewirtschaftung (§§ 12 ff. 

LWaldG) – einseitig – erheblich beeinträchtigen.  

Letztere soll aber auch in der Nähe von baulichen Anlagen 

u. a. durch die Waldabstandsvorschrift gewährleistet werden.  

Aus diesen Gründen ist aus forstlicher Sicht der gemäß 

§ 4 (3) LBO geforderte Waldabstand unbedingt zu berück-

sichtigen und zu gewährleisten. Der Abgrenzung des BBP-

Bereichs aus den „Erläuterungen zur NATURA-2000-

Vorprüfung“ wird in Teilen hingegen nicht zugestimmt (Un-

terschreitung Waldabstand).  

Bei der Verlegung der erforderlichen Erdkabel zur Anbindung 

an das Stromnetz sollten diese wie den Unterlagen zu entneh-

men im Offenland erfolgen und Waldflächen ausgespart wer-

den. Sofern eine Verlegung in Waldnähe erfolgen soll, ist zur 

Klärung weiterer Einzelheiten mit dem Forstamt Kontakt aufzu-

nehmen. 

 

 

 

 

Keine Anregung 

Eine Unterschreitung des Waldabstands ist nicht vor-

gesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Abgrenzung in der Erläuterung zur NATURA-2000-

Vorprüfung wurde aktualisiert (s. o.). Laut Planung ist 

der Waldabstand eingehalten. 

 

Keine Anregung  

Die Verlegungen von Leitungen außerhalb des Plangebiets 

zählt nicht zum Regelungsinhalt eines B-Plans. Sie wird im 

weiteren Planverfahren und vor der Bauausführung mit 

Behörden und Leitungsträgern abgestimmt. 

1.15 Landratsamt Enz-

kreis  

– Amt für Abfallwirtschaft  

 

Kein Eingang.  

1.16 Landratsamt Enz-

kreis 

– Gesundheitsamt 

04.08.2023 

1. Schutzgut Trinkwasser  

Gegen die vorgenannten Planungen bestehen seitens des 

Gesundheitsamtes bzgl. des Schutzgutes Wasser aus hygi-

enischen und gesundheitlichen Gesichtspunkten keine Ein-

wände. Eventuelle negative Auswirkungen des Vorhabens 

 

Keine Anregung 

Negative Auswirkungen auf Grundwasser und Trinkwas-

serversorgung sind nicht zu erwarten. 
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auf das Grundwasser und die Trinkwasserversorgung sind 

zu vermeiden.  

 

2. Schutzgut Gesundheit  

a) Nach Fert igste l lung der  Anlage  

Das Schutzgut menschliche Gesundheit kann im Betrieb 

durch Lärm, Blendwirkung und optisch verändertes Wohnum-

feld und insbesondere optisch veränderten Erholungsraum 

beeinträchtigt werden. Eine Sonderstellung kommt der 

Blendwirkung bei Standorten entlang der Verkehrswege ein-

schließlich Rad- und Wanderwegen zu.  

 

 

 

A Lärmschutz  

Geräusch-Quelle der Photovoltaikanlagen können Wechsel-

richter und Transformatoren sein. Im vorliegenden Fall ist 

aufgrund des Abstandes zu Wohngebäuden und Freizeitanla-

gen mit etwa 0,5 km mit keinen negativen akustischen Aus-

wirkungen zu rechnen.  

 

 

 

B Blendschutz  

Im vorliegenden Fall könnte es zu Blendwirkung auf der 

L 1125, auf benachbarten Wander- und Radwegen kommen. 

Dies mindert nicht nur die für die Gesunderhaltung so wichti-

ge Erholung im Freien, es stellt auch ein Unfallrisiko dar. 

Blendwirkung und Reflexion der Modulreihen sind konsequent 

zu vermeiden. Auf die Ausführungen des Amtes für nachhalti-

ge Mobilität wird diesbezüglich verwiesen.  

 

C Erhalt der optischen Unversehrtheit von Wohnumfeld und 

Erholungsraum  

Erfreulicherweise wird die geplante Anlage die Optik des Orts-

 

 

 

Berücksichtigung 

Die genannten Themen werden im Bebauungsplan, bzw. 

dessen Begründung und hier insb. im Umweltbricht (Ab-

schnitte zum Schutzgut Mensch) abgehandelt.  

Durch die technische Überprägung der Landschaft kann es 

zu leichten Beeinträchtigungen der Erholungseignung des 

Gebietes kommen. Eine Meidung des Gebiets durch Erho-

lungssuchende ist jedoch nicht zu erwarten. Durch den 

Einsatz von Trackern im südlichen Planungsgebiet können 

Blendwirkungen vermieden werden. 

 

 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Die Blendwirkung wurde gutachterlich untersucht und 

Gegenmaßnahmen vorgesehen. (siehe auch Abschnitte 

1.4 und 1.13) 

 

 

 

 

 

 

Teilweise Berücksichtigung 
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randes nicht verändern. Von Bedeutung für Erholung und 

Gesunderhaltung ist die Qualität der Wander- und Radwan-

derwege. Beim Planvorhaben steht HW 10, der im Norden mit 

weniger als 30 m Entfernung ans Vorhaben angrenzt, im 

Focus. HW 10 zieht mit 170 km von Pforzheim nach Lorch. 

Leicht erhöht führt er von Niefern kommend am Waldrand 

zum Milchhäusle. Hier trägt der freie Blick nach Süden zur 

Entspannung bei. Um die Erholungsfunktion dieses Weges 

nicht zu mindern, sollte der Blick des Wanderers ungehindert 

über die Anlage und deren Einfriedung hinwegsehen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abstände, Höhe und Ausrichtung von Anlage und Einfrie-

dung sind zum Erhalt der Erholung entsprechend anzupas-

sen. Maschendrahtzäune finden sich nicht selten in landwirt-

schaftlich dominierten Regionen, während Stabgitterzäune 

überwiegend Industrieanlagen einfrieden. Hier könnte sich 

durch Festsetzung der leichteren Maschenvariante ein 

stimmigeres Bild ergeben.  

 

b)  W ährend der Bauze it   

Die Passierbarkeit der Rad- und Wanderwege nördlich, west-

Bei »HW 10« handelt es sich um den Fernwanderweg 

Stromberg-Schwäbischer Wald-Weg. Er führt am Waldrand 

nördlich und damit oberhalb der geplanten PV-Anlage vorbei. 

Der Blick über die Anlage hinweg ist somit gewährleistet. 

Der ungetrübte Blick auf eine weitgehend intakte Landschaft 

ist hier abzuwägen mit der zukunftsorientierten Gewinnung 

regenerativer Energien. In diesem Fall haben letztgenannte 

Belange ein größeres Gewicht, sodass das Interesse des 

Wanderers auf ungeschmälerte Sicht und Naturgenuss da-

gegen zurücktreten muss. 

Im Norden ist die Anlage durch die angrenzende Waldku-

lisse, die geplante Streuobstwiese und das geplante land-

wirtschaftliche Gebäude (Stall / Unterstand) abgeschirmt. 

Die übrigen Bereiche werden, soweit sie (im Nordosten) 

nicht durch vorhandenen Baumbestand abgeschirmt sind, 

durch eine 3 m tiefe freiwachsende Hecke eingefasst. Dar-

über hinaus ist in den durch Baumbestand abgedeckten 

Bereichen durch eine entsprechende Festsetzung im B-

Plan dafür Sorge getragen, dass bei Entfall der Bäume die 

entsprechenden Randbereiche des Plangebiets ebenfalls 

nachträglich eingegrünt werden. Durch die getroffenen 

Grünfestsetzungen erfolgt eine angemessene Einbindung 

die Umgebung und der Eingriff in das Landschaftsbild und 

der Einblick in die PV-Anlage vom Fernwanderweg aus gese-

hen werden abgemildert. 

Für die Anlage ist zum Schutz vor Diebstahl oder Beschä-

digung der PV-Module, aber auch wegen der Tierhaltung 

ein stabiler Stabgitterzaun erforderlich. Die Ausführung 

erfolgt in einer Farbe (z. B. Grün oder Anthrazit), die ein 

besseres Einfügen in die Landschaft gewährleistet. Dar-

über hinaus ist eine Eingrünung der Zaunanlage vorgese-

hen. 

 

 

Keine Berücksichtigung 
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lich und südlich angrenzend sollte während der Bauzeit ge-

währleistet bleiben. Bei unvermeidbarer Sperrung ist eine zu-

mutbare Umleitung auszuschildern. Auf die Ausführungen des 

Amtes für nachhaltige Mobilität sei diesbezüglich verwiesen.  

Seitens der weiteren am Verfahren beteiligten Fachbehörden 

bestehen weder Einwendungen noch Bedenken.  

Zählt nicht zum Regelungsinhalt eines B-Plans. Eine Be-

rücksichtigung erfolgt im Zuge der Bauausführung. 

1.17 Landratsamt Enz-

kreis  

– Amt für Vermessung und 

Flurneuordnung  

Kein Eingang.  

1.18  Landratsamt Enz-

kreis 

– Amt für Baurecht, Natur-

schutz und Bevölkerungs-

schutz | vorbeugender 

Brandschutz 

10.11.2023 

Aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes sind bei der Auf-

stellung des geplanten Bebauungsplans folgende Auflagen zu 

beachten: 

 

Zugänglichkeit / Flächen für die Feuerwehr 

Aufgrund der Größe der geplanten PV-Freiflächenanlage 

muss die Möglichkeit der Zugänglichkeit für die Feuerwehr für 

einen möglichen Löschangriff innerhalb des Geländes der PV-

Freiflächenanlage sichergestellt werden. 

 An den im Übersichtsplan mit rot gekennzeichneten Berei-

chen sind Zufahrten für die Feuerwehr herzustellen. Die 

Ausführung der Zufahrten muss gemäß den Angaben in 

der VwV Feuerwehrflächen erfolgen (Zufahrtsbreite min-

destens 3,50 m, Kurvenbreite im Bereich der Schleppkurve 

mindestens 5,0 m, Befestigung für Fahrzeuge der Feuer-

wehr mindestens 16 t). 

 Im Bereich der Zufahrten müssen in der Einzäunung Tore 

vorgesehen werden, die von der Feuerwehr geöffnet wer-

den können (Schließung in Absprache mit der Brand-

schutzdienststelle LRA Enzkreis). 

 Die Umfahrung des Geländes muss sichergestellt sein. 

 

Landwirtschaftliche Lagerhalle 

Für die landwirtschaftliche Lagerhalle ist zur Sicherstellung 

von wirksamen Löschmaßnahmen eine ausreichende Lösch-

 

 

 

 

 

Berücksichtigung. 

Die brandschutztechnischen Auflagen werden in ihren 

Grundzügen im Vorhaben- und Erschließungsplan einge-

arbeitet und soweit für den B-Plan relevant, auch dort 

berücksichtigt.  

Am 24.11.2023 wurde zur Klärung noch offener Fragen 

mit dem Kreisbrandmeister und dem Vorhabenträger eine 

Videokonferenz abgehalten. Thema waren die Art der 

Vorhaltung des Löschwassers (Zisterne, Becken oder 

Teich) und die Organisation der Feuerwehrzufahrten. Im 

Anschluss daran wurden die Maßnahmen im Detail 

nochmals abgestimmt. 

Hinsichtlich der Feuerwehrzufahrten wurde dahingehend 

Einigung erzielt, dass zusätzlich zur Hofzufahrt an drei 

Stellen – eine im Osten, zwei im Westen – geeignete Zu-

fahrtsmöglichkeiten geschaffen werden und Zufahrten so-

wie Wege entsprechend der VWV Feuerwehrflächen anzu-

legen sind. Wegen des Vorhandenseins der Feldwege im 

Westen und Osten kann auf eine interne komplette Umfah-

rung der PV-Anlage verzichtet werden. 
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wassermenge zur Verfügung zu stellen. 

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist ein unterir-

discher Löschwasserbehälter nach DIN 14230 mit einem 

Nutzinhalt von 96 m³ in Absprache mit der Brandschutz-

dienststelle zu errichten. Die Entnahmestelle muss mind. 

20 m von der baulichen Anlage entfernt sein. 

Zwischen befahrbarem Weg und Löschwasserentnahmestelle 

müssen eine Feuerwehrzufahrt und eine Bewegungsfläche nach 

DIN 14090 und VwV Feuerwehrflächen hergestellt werden.  

Der Löschwasserbehälter ist durch ein Beauftragter der 

Brandschutzdienststelle abzunehmen. Ansprechpartnerin 

beim Bevölkerungsschutz/ LRA Enzkreis ist Frau Jeitner, fw-

objekte@enzkreis.de. 

 

Für die PV-Freiflächenanlage und die landwirtschaftliche La-

gerhalle ist ein Übersichtsplan (Feuerwehr-Lageplan) zu er-

stellen und der Feuerwehr zur Verfügung zu stellen. 

Für die Vorhaltung der benötigten Löschwassermenge wur-

de seitens des Kreisbrandmeisters eine geschlossene Zis-

terne präferiert, ein Löschteich hingegen abgelehnt. Bezüg-

lich der Zulässigkeit eines betonierten Löschwasserbeckens 

wurde eine nachträgliche Prüfung in Aussicht gestellt. (Siehe 

nachfolgende Stellungnahme) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ist Gegenstand der späteren Baugenehmigung bzw. Bau-

ausführung. 

1.19  Landratsamt Enz-

kreis – Amt für Baurecht, 

Naturschutz und Bevölke-

rungsschutz | vorbeugender 

Brandschutz 

27.11.2023 

Für die landwirtschaftliche Lagerhalle ist zur Sicherstellung 

von wirksamen Löschmaßnahmen eine ausreichende Lösch-

wassermenge zur Verfügung zu stellen. Auf Grundlage der 

geplanten Größe der landwirtschaftlichen Lagerhalle wird von 

einem erforderlichen Löschwasserbedarf von 96 m³ ausge-

gangen (48 m³/h über den Zeitraum von 2 Stunden). 

Gemäß unserer Webkonferenz am Freitag, 24.11.2023 um 

9.00 Uhr stimmen wir folgenden Möglichkeiten der Löschwas-

serversorgung für die landwirtschaftliche Lagerhalle zu: 

 

1. Nachweis über einen unterirdischen Löschwasserbehälter 

nach DIN 14230  

Löschwasserbehälter mit Entnahmestelle (Saugstutzen) nach 

DIN. Die Entnahmestelle muss mind. 20 m von der baulichen 

Anlage entfernt sein. Zwischen befahrbarem Weg und Lösch-

wasserentnahmestelle müssen eine Feuerwehrzufahrt und 

eine Bewegungsfläche nach DIN 14090 und VwV Feuerwehr-

flächen hergestellt werden.  

Berücksichtigung. 

Aufgrund des geringeren baulichen Aufwands wird unter 

Beachtung der damit verbundenen Auflagen ein betoniertes, 

offenes Löschwasserbecken gebaut. Dieses Becken ist über 

die innere Erschließung vom Weg Flst. 1205 aus zugäng-

lich.  
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Diese Variante wird von der Brandschutzdienststelle favori-

siert. 

 

2. Nachweis über ein betoniertes, offenes Löschwasserbe-

cken (analog DIN 14210) 

Dem alternativen Nachweis der ausreichenden Löschwasser-

versorgung über ein betoniertes offenes Löschwasserbecken 

kann unter folgenden Voraussetzungen zugestimmt werden: 

 Nutzvolumen 96 m³ 

 Am Löschwasserbecken muss eine Entnahmestelle 

(Saugstutzen) angebracht werden. Dabei muss sicherge-

stellt sein, dass die Entnahmevorrichtung jederzeit eisfrei 

bleibt. 

 Die Entnahmestelle muss mind. 20 m von der baulichen 

Anlage entfernt sein. Zwischen befahrbarem Weg und 

Löschwasserentnahmestelle müssen eine Feuerwehrzu-

fahrt und eine Bewegungsfläche nach DIN 14090 und VwV 

Feuerwehrflächen hergestellt werden. 

 Die erforderliche Löschwassermenge von 96 m³ muss 

ständig im Becken vorhanden sein. Dies muss organisato-

risch durch regelmäßiges Nachfüllen der fehlenden Was-

sermenge gewährleistet werden, z.B. durch Anschluss an 

die geplante Wasserleitung. 

 Das Löschwasserbecken ist durch geeignete Maßnahmen 

so zu pflegen und zu warten, das jederzeit Löschwasser 

entnommen werden kann. 

 Detailplanung in Absprache mit der Brandschutzdienstelle 

im Rahmen der Genehmigungsplanung. 

1.20 Naturschutzbund 

Deutschland (NABU) 

Kein Eingang.  

1.21 Naturschutzzentrum 

(BUND) 

Kein Eingang.  

1.22 BUND Ortsgruppe Kein Eingang.  
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Mühlacker 

1.23 Landesnaturschutz-

verband Baden-Württemberg 

02.08.2023 

Generell wird der Ausbau von erneuerbaren Energien in Baden-

Württemberg durch die Umwelt- und Naturschutzverbände posi-

tiv begleitet, weil aus unserer Sicht das Festhalten an Kohle- und 

Atomkraft die weitaus größeren und immer noch nicht abschlie-

ßend geklärten Umweltbelastungen verursacht. Das Ziel eines 

beschleunigten Ausbaus erneuerbarer Energien darf im Idealfall 

nicht andere Krisen – wie die Biodiversitätskrise – verschärfen. 

Die Firma […] GmbH beabsichtigt, auf einer landwirtschaftli-

chen Nutzfläche westlich von Großglattbach eine Photovol-

taik-Freiflächenanlage zu errichten. Vom Vorhaben betroffen 

sind gemäß Fachgutachten zur speziellen artenschutzrecht-

lichen Prüfung, insbesondere Feldlerchen durch dauerhaften 

Verlust ihres Lebensraums sowie ggf. Zauneidechsen wäh-

rend der Bauzeit.  

Wir gehen davon aus, dass für die Feldlerchen vor dem Ver-

lust ihrer Lebensräume geeignete CEF-Maßnahmen umge-

setzt werden. Dies ist im weiteren Verfahren noch konkret zu 

planen und umzusetzen.  

Zum Schutz der Zauneidechsen sind die Baustelleneinrich-

tungen gemäß den Vorschlägen der Gutachter zu planen, 

Eidechsenschutzfolien aufzustellen und durch eine ökologi-

sche Baubegleitung zu überwachen. Auch hier erwarten wir 

entsprechende Festsetzungen im weiteren Verfahren. 

Hinsichtlich des aktuellen und ehemaligen (und damit poten-

ziell möglichen) Rebhuhn-Vorkommens im Enzkreis empfeh-

len wir (soweit noch nicht erfolgt) auch eine Datenabfrage 

beim Landschaftserhaltungsverband Enzkreis. 

Dort liegen ggf. auch weitere Erkenntnisse hinsichtlich bedeut-

samer Standorte z. B. für seltene Ackerwildkräuter usw. auf den 

schlechten Böden („Grenzfläche“ gemäß Flurbilanz) vor.  

 

 

 

Die geplante Photovoltaik-Anlage überschneidet sich mit dem 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Im Rahmen einer Umweltprüfung wurden Konzepte erar-

beitet. Sie werden im Vorfeld der Realisierung umgesetzt. 

 

Die Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen wird durch 

eine ökologische Baubegleitung gesichert.  

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Im Zuge der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

wurde kein Rebhuhn beobachtet. Des Weiteren fehlen 

gemäß der gutachterlichen Einschätzung aufgrund der 

Offenheit und Strukturarmut des Geländes Habitatstruktu-

ren für das Rebhuhn: 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung 
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Fachplan Landesweiter Biotopverbund, einschließlich des Ge-

neralwildwegeplans. Für die Kreisjägervereinigung Enzkreis 

Pforzheim weisen wir darauf hin, dass auch Wild-Fernwechsel 

auf regionaler und lokaler Ebene, die sich unterhalb des Gene-

ralwildwegeplans (GWP) befinden, gleichermaßen berücksich-

tigt und geschützt werden sollten. Deshalb fordern wir den Ver-

zicht auf eine feste Einzäunung, damit eine Durchlässigkeit für 

alle Arten, besonders Waldtierarten gewährleistet ist.  

 

 

 

 

 

 

Hinsichtlich des Spannungsfeldes zwischen „Ernährungssi-

cherung – erneuerbare Energien – Biotop- und Arten-

schutz“ schlagen wir vor, dass auf der landwirtschaftlichen 

Nutzfläche eine Agri-Photovoltaikanlage geplant wird, so wie 

sie in der Vorhabenplanung vom 01.04.2023 dargestellt ist. 

Diese ermöglicht neben der Solarstromerzeugung auch eine 

landwirtschaftliche Nutzung. Die Akzeptanz der Bevölkerung 

wird dadurch eher gewährleistet. 

Das folgende Zitat aus der amtlichen Bekanntmachung unter-

streicht diesen Vorschlag: 

„Zudem kann die Fläche unter den Solarmodulen weiterhin 

als landwirtschaftliche Nutzfläche zur Beweidung für unter-

schiedliche Nutztiere, sowie zum Anpflanzen verschiede-

ner Pflanzenarten herangezogen werden“.  

 

Hinsichtlich der weiteren Planung und Festsetzungen im Bebau-

ungsplan möchten wir auf die Kriterien des KNE-

Kompetenzzentrums für eine naturverträgliche Umsetzung ver-

weisen (Anlage).  

Mit dem Ergebnis der Natura 2000-Vorprüfung sind wir ein-

verstanden. 

Eine Einzäunung ist wegen der als parallele Zusatznutzung 

geplanten Weidewirtschaft und zum Schutz vor Diebstahl 

sowie mutwilligen Beschädigungen unabdingbar. Im B-Plan 

wird festgesetzt, dass Einfriedungen mit einem Bodenab-

stand von 15 –20 cm auszuführen sind. Somit ist eine 

Barrierefreiheit für Kleintiere gewährleistet. 

Teilweise Berücksichtigung 

Die Trasse für den Wild-Fernwechsel gemäß General-

wildwegeplan hat eine Breite von ca. 1 km. Die PV-

Anlage greift mit ca. 170 m nur in die Randbereiche des 

Wildtierkorridors ein. Wegen der Mobilität der Tiere ist 

davon auszugehen, dass die Wegeverbindungen nicht 

nachhaltig gestört werden. Siehe hierzu auch Abschnitt 

1.41 

 

Berücksichtigung 

Die parallel vorgesehene Weidewirtschaft ist wesentlicher 

Bestandteil des Vorhabens.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 



Abwägung Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite 

30 Stand 20.12.2023

 

Anlage zur Stellungnahme des LNV BW vom 02.08.2023 
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1.24 Arbeitsgemeinschaft 

der Naturfreunde 

 

Kein Eingang.  
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1.25 Arbeitsgemeinschaft 

Fledermausschutz 

 

Kein Eingang.  

1.26 Schutzgemeinschaft 

Deutscher Wald 

Kein Eingang  

1.27 Bauernverband Enz-

kreis e. V. 

Kein Eingang.  

1.28 Untere Straßenver-

kehrsbehörde 

07.07.2023 

Aus Sicht der Straßenverkehrsbehörde bestehen keine Ein-

wände, soweit folgende Voraussetzung erfüllt ist: 

Von der Anlage darf keine Blendwirkung durch reflektiertes 

Sonnenlicht auf die südlich verlaufende L 1125 ausgehen, da 

das die Verkehrssicherheit massiv stören würde. Ein entspre-

chender Nachweis ist hierzu zu erbringen. 

Berücksichtigung 

Ein entsprechendes Gutachten wurde erarbeitet. Siehe 

auch Stellungnahmen Abschnitte 1.4, 1.11, 1.13, 1.16) 

 

1.29 Stadtwerke Mühl-

acker 

07.07.2023 

Gegen den oben genannten Bebauungsplan haben die 

Stadtwerke Mühlacker keine Belange. 

Keine Anregung 

Eigenbetrieb Stadtentwässe-

rung 

 

Das Vorhaben erfordert keinen Anschluss an die Stadtent-

wässerung, sämtliches Wasser verbleibt wie bisher auf dem 

Grundstück. 

Belange der Stadtentwässerung sind daher hier nicht berührt. 

Keine Anregung 

1.30 Zweckverband Bo-

denseewasserversorgung 

14.07.2023 

Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhande-

ne noch geplante Anlagen der BWV. Es werden daher keine 

Bedenken erhoben. 

Keine Anregung 

1.31 Deutsche Telekom 

Technik GmbH 

02.08.2023 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-

nannt) – als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 

§ 125 (1) TKG – hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 

beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 

Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Drit-

ter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderli-

chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der Planung nehmen 

wir wie folgt Stellung: 

Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwän-

de, wir bitten jedoch bei der Umsetzung des Bauvorhabens 

nachfolgende Hinweise zu beachten:  

Im Plangebiet befinden sich derzeit keine Telekommunikati-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 
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onslinien der Telekom (siehe beigefügten Lageplan). Jedoch 

liegen im parallel verlaufenden Weg (Flst. Nr. 1176) mehrere 

TK-Linien der Telekom. Im Laufe der Zeit kann es durch 

verschiedene Ursachen zu Verschiebungen von Trassen 

kommen, sodass in diesem Bereich besondere Vorsicht ge-

boten ist. Dies gilt insbesondere bei der Einfriedung der 

Photovoltaik-Anlage. 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigun-

gen vorhandener Telekommunikationslinien vermieden werden 

und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der 

ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit 

möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweig-

kästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse so weit 

freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit 

Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb 

erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Ar-

beiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vor-

handenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. 

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt 

über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungs-

anlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-

kehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, 

zu beachten.  

Bei der weiteren Planung ist zu beachten, dass die Telekom 

ggf. nicht verpflichtet ist, die Photovoltaikanlage an ihr öffentli-

ches Telekommunikationsnetz anzuschließen. 

Ein entsprechender Vermerk wird in die Hinweise zum B-

Plan aufgenommen. (siehe B-Plan-Hinweise Abschnitt 6 

Leitungen) 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Betrifft nicht den Regelungsinhalt eines B-Plans, sondern 

die spätere Ausführung des Vorhabens.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Betrifft nicht den Regelungsinhalt eines B-Plans.  

 

 

 

Keine Berücksichtigung 

Betrifft nicht den Regelungsinhalt eines B-Plans. 

1.32 Vodafone 

12.07.2023 / 02.08.2023 

 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) ge-

gen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände 

geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekom-

munikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverle-

gung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit 

nicht geplant. 

Keine Anregung 

1.33 EnBW Regionalzent-

rum 

Kein Eingang. 
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1.34 Transnet BW 

13.07.2023 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer 

Leitungsdokumentation abgeglichen. 

Im geplanten Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Gewann Seite 

in Mühlacker, Großglattbach betreibt und plant die Trans-

netBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 

Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzu-

bringen. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erfor-

derlich. 

Keine Anregung 

1.35 Netze BW GmbH 

14.07.2023 

Im Bereich des geplanten Bauvorhabens befinden sich vor-

handene, in Betrieb befindliche Anlagen der Netze BW 

GmbH. 

Folgende Betriebsmittelarten und Nennspannungen sind be-

troffen: 

 

 Niederspannungskabel (0,4 kV) 

 

Eine Leitungsauskunft unseres Bestandsnetzes kann online 

(http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft) oder über das Post-

fach Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen 

Dateiformaten angefordert werden. 

 

Die Betriebsmittel im Baufeld dienen der öffentlichen Strom-

versorgung und müssen weiterhin Bestand haben. Wir bitten 

darum, Ihre Baumaßnahme/Leitungen so zu planen und zu 

verlegen, dass die erforderlichen Mindestabstände zu unse-

ren Bestandsleitungen eingehalten und möglichst keine Ände-

rungen unserer bestehenden Betriebsmittel erforderlich wer-

den. 

 

Anhand der Unterlagen lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt 

nicht sagen, ob und in welchem Umfang unsere Betriebsmit-

tel durch Ihre Baumaßnahme geändert werden müssen. 

Sollten vor Beginn der geplanten baulichen Maßnahmen 

Änderungen oder Schutzmaßnahmen unserer Anlagen er-

 

 

 

 

 

 

 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

. 

Keine Berücksichtigung 

Betrifft nicht den Regelungsinhalt eines B-Plans. Die Be-

achtung erfolgt vor bzw. im Zuge der Bauausführung. 
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forderlich werden, so bitten wir Sie, diese Maßnahmen 

rechtzeitig (min. 16 Wochen vor Baubeginn) mit unserer 

Projektierung (Ruf Jürgen, Tel.: +497243180372, E-Mail: 

j.ruf@netze-bw.de) abzustimmen. 

Eine Vereinbarung über die Kostentragung von ggf. erforderli-

chen Änderungsmaßnahmen muss vor Baubeginn getroffen 

werden. 

Um eine Beschädigung von Kabeln zu vermeiden, muss bei 

Grabarbeiten deren genaue Lage durch Herstellung von 

Suchschlitzen mittels Handarbeit vor Baubeginn ermittelt wer-

den. Werden bei den Grabarbeiten Versorgungskabel freige-

legt, ist unser Auftragszentrum (Kontaktdaten unten) zu ver-

ständigen, damit die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen 

abgesprochen werden können. Bei Arbeiten in der Nähe von 

Stromleitungen ist für die Abstimmung von Sicherungsmaß-

nahmen unser Auftragszentrum mindestens drei Wochen vor 

Baubeginn zu kontaktieren. 

Auftragszentrum Ettlingen, Betriebsservice Enztal Kraichgau: 

Tel.: +49 7243 180-450 

Hardwarefax: +49 7243 180-460 

Softwarefax: +49 72191420562 

E-Mail: az.nord-enz-krg-alb-murg@netze-bw.de 

Vor Wiederverfüllung von freigelegten Versorgungskabeln ist 

ebenfalls unser Auftragszentrum zu informieren, damit die 

Kabellage abgenommen werden kann. 

1.36 Sparkassen Informa-

tionstechnologie GmbH & 

Co.  

– Planauskunft 

10.07.2023 

Im angefragten Bereich haben wir weder Kabel noch Leerroh-

re verlegt. Wir haben keine Einwände gegen dieses Verfah-

ren; uns liegen keine Planungen vor.  

Unsere Leitungsauskünfte sind vier Wochen gültig. 

Keine Anregung 

1.37 Feuerwache Mühl-

acker 

 

Kein Eingang.  

1.38 Handelsverband 

Württemberg e. V. 

Kein Eingang.  
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1.39 Handwerkskammer 

Karlsruhe 

17.07.2023 

Die Handwerkskammer Karlsruhe hat keine Anmerkungen zur 

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Er-

richtung und Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage. 

Keine Anregung 

1.40 Industrie- und Han-

delskammer NSW 

Kein Eingang.   

1.41 Forstliche Versuchs-

und Forschungsanstalt Ba-

den-Württemberg, 

30.11.2023 

In meiner Zuständigkeit liegt die fachliche Betreuung und 

Begleitung der Umsetzung des Generalwildwegeplans (GWP) 

seitens der FVA / Landesforstverwaltung. Der GWP ist Teil 

des gesetzlich verankerten landesweiten Biotopverbunds und 

er ist bei allen raumwirksamen Planungen zu berücksichtigen. 

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass die FVA 

kein TÖB ist und daher in solchen Verfahren üblicherweise 

keine Stellungnahme abgibt. Beim Biotopverbund ist die 

Naturschutzverwaltung zuständig. Soweit zum formellen.  

Nach Sichtung ihrer Unterlagen teile ich ihre Einschätzung. 

Verbesserungen sehe ich nur im Detail bzw. ergänzend, 

sofern noch nicht berücksichtigt: 

-  Zaun besser 20-30 cm anheben 

 

-  PV-Fläche mit regionalem, blüten- und blumenreichen 

Saatgut einsäen 

 

 

 

-  Hecke sektional anlegen und pflegen 

 

 

-  Falls regionaltypisch, gerne kleinere Verstecke aus 

Steinriegeln/-haufen oder Totholz (Haufen, Riegel) 

umlaufend und in der Fläche integrieren, z.B. für Rep-

tilien etc. 

 

 

 

-  Sichtachse zwischen Waldrand und Zaun könnte etwas 

Keine Anregung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise Berücksichtigung.  

Es wird eine Bodenfreiheit von 15-20cm festgesetzt. 

Teilweise Berücksichtigung. Die PV-Fläche wird mit 

Kleegras oder ähnlichem bepflanzt. Als CEF-Maßnahme 

wird im Südwesten des Geltungsbereichs (südlich der 

Landesstraße) eine Blühfläche (siehe BPlan Teil E – Hin-

weise Zif. 4.1) angelegt. 

Berücksichtigung. Im Bebauungsplan wird die Eingrü-

nung der Anlage in Form von freiwachsenden Hecken fest-

gesetzt. 

Teilweise Berücksichtigung 

Es werden neue Heckenstrukturen angelegt, die als frei-

wachsende Hecken naturnah gestaltet werden und dauer-

haft einen wichtigen Beitrag zur Biotopvernetzung beitra-

gen. Mit den PV-Anlagen und die Fläche einrahmenden 

Heckenstruckturen werden auch Verstecke und Schatten-

bereiche für Kleintiere geschaffen.  

Keine Berücksichtigung 
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breiter sein, vor allem aber (geradlinig) durchgängig 

ohne Unterbrechung (Kurven, Winkel) 

 

Im Süden wurde bereits eine Fläche ausgeschnitten, da es 

sich bei dem ausgesparten Bereich um besonders gute 

Böden handelt. Der gesetzlich vorgeschriebene Waldab-

stand von 30 wird eingehalten. Auf eine Verkleinerung des 

Plangebietes im Norden wird verzichtet. 

 

1.42 Regierungspräsidi-

um Karlsruhe Referat 55b1 

Naturschutz, Recht - Höhere 

Naturschutzbehörde (HNB) 

18.07.2023 

 

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

werden ganz überwiegend von der Unteren 

Naturschutzbehörde (UNB) wahrgenommen (vgl. § 58 Absatz 

1 NatSchG). Wir gehen davon aus, dass Sie die zuständige 

UNB in Ihrem Verfahren ebenfalls beteiligt haben. 

 

Gegebenenfalls sind wir als HNB für die Erteilung einer natur- 

oder artenschutzrechtlichen Ausnahme oder Befreiung 

zuständig. Sofern eine solche erforderlich ist, benötigen wir 

einen förmlichen Antrag, der sich in seiner Begründung 

explizit auf die Tatbestandsvoraussetzungen der Ausnahme- 

oder Befreiungsregelung bezieht. Die Frist des § 4 BauGB gilt 

in diesem Fall nicht.  

 

Im Anhang finden Sie eine Tabelle, aus der Sie ersehen 

können, in welchen Fällen eine Zuständigkeit der Höheren 

Naturschutzbehörde (HNB) gegeben ist, sowie Hinweise zum 

Verfahren. 

Keine Anregung 

 

Die Untere Naturschutzbehörde ist am Verfahren beteiligt, 

siehe oben Abschnitt 1.10. 

 

 

Naturschutzrechtliche oder artenschutzrechtliche Ausnah-

men oder Befreiungen im Zuständigkeitsbereich der Höhe-

ren Naturschutzbehörde (z.B. Eingriff in Naturschutzgebie-

te; streng geschützte Arten) sind nach aktuellen Kenntnis-

stand nicht gegeben. 
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2 Anregungen von Gemeinden 

 

 

GEMEINDE 

 

 

ANREGUNGEN 

 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 

2.1 Gemeindeverwaltungs-

verband Heckengäu 

Kein Eingang  

2.2 Gemeinde Eberdingen 

18.07.2023 

Die Gemeinde Eberdingen sieht durch diese Planung 

ihre Belange nicht berührt und hat keine Anregungen 

oder Bedenken vorzubringen. 

Von einer weiteren Beteiligung an dem Verfahren 

kann abgesehen werden. 

Keine Anregung 

2.3 Gemeinde Illingen 

18.07.2023 

Die Gemeinde äußert keine Bedenken und Anregun-

gen zum Verfahren. 

Keine Anregung 

2.4 Gemeinde Niefern-

Öschelbronn 

Kein Eingang.  

2.5 Gemeinde Ötisheim Kein Eingang.  

2.6 Gemeinde Wiernsheim Kein Eingang.  

2.7 Stadt Vaihingen an der 

Enz 

11.07.2023 

Seitens der Stadt Vaihingen gibt es keine Anregungen 

oder Bedenken. 

Keine Anregung 
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3 Anregungen von Bürgern und juristischen Personen  

 

 

ÖFFENTLICHKEIT 

 

 

STELLUNGNAHMEN AUS DER ÖFFENT-

LICHKEIT 

 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 

3.1 Ö 1 Die bisher landwirtschaftlich genutzte Fläche soll 

durch „eine Änderung des Flächennutzungsplans“ der 

Landwirtschaft genommen werden. Die bei der Bür-

gerbeteiligung von Herrn […] genannte versuchsweise 

Nutzung als Tierweide klang eher wie ein beabsichtig-

ter Versuch, der unter Umständen schnell abgebro-

chen oder erst gar nicht ernsthaft weiterverfolgt wird. 

Deshalb ist meine Frage, wie sichergestellt wird, dass 

die Fläche tatsächlich dauerhaft landwirtschaftlich 

genutzt wird, wie von Herrn […] angekündigt?  

 

 

Bezogen auf die mitgeteilte Tierhaltung stellt sich mir 

die Frage, ob neben der Freiflächen-Photovoltaik-

Anlage auch unbebaute Grünflächen für die geplanten 

Tiere bereitstehen? Denn ob eine permanente Be-

schattung durch die Module den Tieren guttut, ist im 

Sinne des Tierschutzes fraglich, weshalb den Tieren 

auch unbeschattete Bereiche zur freien Verfügung 

direkt anliegend bereitgestellt werden sollten. 

 

 

 

 

Auch stellt sich die Frage, ob durch die geplante 

Photovoltaik-Anlage Ackerland unnötigerweise zu 

Dauergrünland umgewandelt wird (Stichwort: Grün-

landumwandlungsverbot), obwohl es Bedarf an Acker-

landflächen gibt.  

Berücksichtigung 

Die parallel geplante Weidenutzung wird nicht nur im B-Plan 

festgesetzt, sondern auch im Durchführungsvertrag, der zusam-

men mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) fester 

Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist. Die 

Verpflichtung zur Weidenutzung ergibt sich somit spätestens aus 

dem Durchführungsvertrag, dessen Nichteinhaltung auch durch 

eine Vertragsstrafe sanktioniert wäre. Bei dem vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan handelt es sich nicht um einen klassischen 

»Angebotsbebauungsplan«, vielmehr sind die im B-Plan aufge-

führten Vorhaben gemäß VEP auch zwingend durchzuführen. 

 

Berücksichtigung 

Auf den Flächen zwischen den PV-Anlagen werden Futterpflan-

zen angebaut. Die »Verschattung« der Tiere stellt kein Problem 

dar – schließlich findet Tierhaltung auch regelmäßig in Ställen 

statt. Die Zahl der Tiere wird auf die Größe der vorhandenen 

Fläche abgestimmt. Im B-Plan wird eine Untergrenze für die Tier-

zahl festgesetzt, die Obergrenze ergibt sich aus den Anforderun-

gen an eine ordnungsgemäße Landwirtschaft. Die Abstände 

zwischen den Modulen lassen zu jeder Tageszeit unverschattete 

Bereiche erwarten.  

 

 

Teilweise Berücksichtigung 

Eine förmliche Umwandlung in Dauergrünland ist nicht vorgese-

hen. Die Anlage ist so geplant, dass ein späterer Rückbau der-

gestalt möglich ist, dass die bisherige Form der Landwirtschaft 

wieder aufgenommen werden kann.  
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Wäre es nicht sinnvoller, bereits bestehende, ältere 

Gebäude des Familienverbunds […] zuerst mit Photo-

voltaik-Modulen zu bestücken, bevor die Natur und das 

verfügbare Ackerland durch solche Anlagen beeinträch-

tigt werden? Auch im Hinblick auf die bereits erstellten 

großflächige(n) Solardachhalle(n) der Familie muss 

man die Frage stellen, ob der Landverbrauch gerecht-

fertigt ist, während auf einem Großteil der Hausdächer 

in Mühlacker -miteingeschlossen sind öffentliche Ge-

bäude der Gemeinde- und den Teilorten keine Anlagen 

installiert sind und gleichzeitig Landwirten mit Aussied-

lerhöfen strengste Auflagen bezüglich Wohnraumerwei-

terung gemacht werden? 

Wäre es nicht sinnvoller zumindest die städtischen 

Dächer Herrn […] bzw. Herrn […] als Geschäftsführer 

der […] GmbH zur Verfügung zu stellen? 

 

Es werden auch keine Angaben dazu gemacht, wie 

lange die Anlage bestehen bleiben soll. Wird die Anla-

ge nach dem Ende der EEG-Förderung demontiert? 

Was für Familie […] sicherlich finanziell lohnenswert 

ist, ist für die Umwelt und die Steuerlast der Allge-

meinheit nachteilig. Steht hier der wirtschaftliche Ge-

winn der Familie […] im Vordergrund oder der Um-

weltschutz? Auf diese Frage wurde während der Bür-

gerbeteiligung nicht eingegangen. 

Im Zuge der Planung ist eine Abwägung der landwirtschaftlichen 

Belange mit den Erfordernissen einer zukunftssicheren Form der 

Energiegewinnung erfolgt. Aufgrund der Tatsache, dass es sich im 

Plangebiet weit überwiegend nicht um die landwirtschaftlich wert-

vollsten Böden handelt und bessere Alternativen in der weiteren 

Umgebung nicht zu finden sind, wurde der Nutzung für die Gewin-

nung regenerativer Energien der Vorzug gegeben.  

 

Keine Berücksichtigung 

Gebäude und Liegenschaften außerhalb des Plangebiets sind 

nicht Gegenstand des Bebauungsplans und daher nicht zu be-

trachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung 

Über die spätere Situation auf dem Energiesektor lassen sich 

aus heutiger Sicht keine seriösen Aussagen treffen. Es wird im 

Bebauungsplan festgesetzt, dass die Anlage nach Nutzungsauf-

gabe zurückzubauen ist und nach dem Rückbau nur noch land-

wirtschaftliche Nutzungen zulässig sind. 
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Zudem sollte Ackerfläche nicht leichtfertig aus der 

Produktion genommen werden, da Deutschland 

dadurch seine Abhängigkeit vom Ausland verstärkt. 

Das Umweltbundesamt rechnet vor, dass »der Kon-

sum Deutschlands 22 Millionen Hektar Ackerland 

benötigt«. Davon werden nur 12 Millionen Hektar 

durch die Produktion im eigenen Land gedeckt.“ 

Keine Berücksichtigung 

Auf diesen Punkt wurde bereits oben mehrfach eingegangen 

(Abwägung Zielkonflikt Landwirtschaft vs. Gewinnung regenera-

tiver Energien, Ziffer 1.12).  

 
 
 
 
Karlsruhe, den 20.12.2023 

 

SCHÖFFLER.stadtplaner architekten 




